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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

16.10.1990 

Geschäftszahl 

89/08/0141 

Rechtssatz 

Die dem gesamten Arbeitslosenversicherungsrecht zugrundeliegenden Gesetzeszwecke sind, dem arbeitslos 
Gewordenen, der trotz Arbeitsfähigkeit und Arbeitswilligkeit nach Beendigung seines 
Beschäftigungsverhältnisses keine neue Beschäftigung gefunden hat, möglichst wieder durch Vermittlung einer 
ihm zumutbaren Beschäftigung in den Arbeitsmarkt einzugliedern und ihn so wieder in die Lage zu versetzen, 
seinen Lebensunterhalt ohne Zuhilfenahme öffentlicher Mittel zu bestreiten; demgemäß hat das Arbeitsamt nach 
§ 46 Abs 4 AlVG über Ansprüche auf Geldleistungen erst zu entscheiden, wenn eine solche Vermittlung nicht 
möglich ist. 


